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Betriebsrentenstärkungsgesetz –
Chance ohne Garantie ?

Was Makler und Arbeitgeber jetzt wissen und tun sollten

Betriebliche Altersversorgung ist 
weit mehr als nur Versicherung
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Betriebsrentenstärkungsgesetz (BRSG)

 die Möglichkeiten für die Sozialpartner, über Tarifverträge betriebliche Versorgungssysteme zu gestalten, sollen 
erweitert werden 

 betriebliche Versorgungssysteme sollen einfacher, effizienter und kostensicherer werden

 Bedürfnisse der Unternehmen und Beschäftigten sollen gezielter erfüllt werden 

 daneben soll die Förderung die Systeme auch für Geringverdiener attraktiv machen

→ Erhöhung des Verbreitungsgrades der Vorsorgesysteme

Ziel der Bundesregierung
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Betriebsrentenstärkungsgesetz

Was Arbeitnehmer wollen
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Einzelne Inhalte des Artikelgesetzes

 Betriebsrentengesetz (BetrAVG)

 Zuschuss zur Entgeltumwandlung (§ 1a Absatz 1a)

 Unverfallbarkeit des Zuschusses (§ 1b Absatz 5)

 Tarifvertrag und Entgeltumwandlung; Optionssysteme; nicht-tarifgebundene Arbeitgeber (§ 21)

 Tarifvertrag und reine Beitragszusage (§ 21 f.)

 Sicherungsbeitrag (§ 23)

 Einkommensteuergesetz (EStG)

 Steuerfreies Dotierungsvolumen (§ 3 Nr. 63)

 Sicherungsbeiträge des Arbeitgebers (§ 3 Nr. 63a)

 Anhebung der Grundzulage Riester (§ 84)

 Förderbeitrag zur betrieblichen Altersversorgung (§ 100)

 Sozialgesetzbuch 

 Doppelverbeitragung „geriesterte bAV“ (§ 229 SGB V)

 Anrechnung auf Grundsicherung (§ 82 SGB XII)

Wesentliche Punkte
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BetrAVG

Detailkenntnisse entscheidend

Einschneidende Veränderungen
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„Sozialpartnerrente“

 Lediglich Verpflichtung, Beiträge zur Finanzierung von Leistungen der betrieblichen Altersversorgung (bAV) zu zahlen

 Nur möglich bei Tarifbindung mit entsprechenden Regelungen im Tarifvertrag oder durch Übernahme der einschlägigen 
Regelungen in eine Betriebs- oder Dienstvereinbarung

 Durchführungswege Pensionsfonds, Pensionskasse oder Direktversicherung 

 Keine Haftung auf Erfüllung der Zusagen, auf unverfallbare Ansprüche, Übertragungswert (§ 1a Absatz 1 Satz 3, § 1a 
Absatz 4 Satz 2, den §§ 1b bis 6)

 Keine Anpassungsprüfungspflicht

 Keine Insolvenzsicherungspflicht

Reine Beitragszusage (§ 22 BetrAVG)
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„Sozialpartnerrente“

 Zusagen dürfen keinerlei Garantien beinhalten

 Versorgungträger dürfen keine Garantien abgeben (§ 244b VAG)

 Dies gilt auch für ausländische Anbieter

 Leidglich unverbindlich und frei kalkulierbare „Zielrente“ soll den Versorgungsberechtigten einen Anhaltspunkt zu ihrer 
Vorsorge geben

 Die Tarifvertragsparteien müssen sich an der Durchführung und Steuerung der bAV beteiligen (§ 21 Abs. 1 BetrAVG).

Reine Beitragszusage (§ 22 BetrAVG)
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arbeitgeberfinanziert Entgeltumwandlung

beitragsorientierte
Leistungszusage

Beitragszusage mit 
Mindestleistung

Leistungszusage

Pensionszusage
Unterstützungskasse
Direktversicherung

Pensionskasse
Pensionsfonds

Pensionszusage
Unterstützungskasse
Direktversicherung

Pensionskasse
Pensionsfonds

Direktversicherung
Pensionskasse
Pensionsfonds

Exkurs: Zusagearten in der bAV

Zunahme der Gestaltungsoptionen

Beitragszusage

Direktversicherung
Pensionskasse
Pensionsfonds

(Tarifvertrag o.ä.)



11.07.20179 MK

„Sozialpartnerrente“

 Über einen Tarifvertrag kann geregelt werden, dass der Arbeitgeber für alle oder für eine Gruppe von Arbeitnehmern 
des gesamten Unternehmens oder einzelner Betriebe eine automatische Entgeltumwandlung einführt

 Der Arbeitnehmer hat ein Widerspruchsrecht (Optionssystem)

 Das Angebot auf Entgeltumwandlung gilt als vom Arbeitnehmer angenommen, wenn er nicht widersprochen hat 

 Das Angebot muss

 in Textform und 

 mindestens drei Monate vor der ersten Fälligkeit des umzuwandelnden Entgelts gemacht worden sein und

 deutlich darauf hinweisen,

o welcher Betrag und welcher Vergütungsbestandteil umgewandelt werden sollen und

o dass der Arbeitnehmer ohne Angabe von Gründen innerhalb einer Frist von mindestens einem Monat nach dem Zugang des 
Angebots widersprechen und die Entgeltumwandlung mit einer Frist von höchstens einem Monat beenden kann.

 Nichttarifgebundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer können die Anwendung der einschlägigen tariflichen Regelung 
vereinbaren

Opting-Out
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„Sozialpartnerrente“

 Die Haftungsfreiheit bezieht sich nur auf die Erfüllung der Zusagen (der Höhe nach)

 Es bleiben jedoch genügend andere rechtliche Voraussetzungen für eine „ordnungsgemäße“ Durchführung der bAV aus

 Arbeitsrecht

 Steuerrecht

 Sozialversicherungsrecht

 Zivilrecht

 Versicherungsvertragsrecht

 Etc.

Haftungsfreiheit bei Beitragszusage
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Exkurs: Informationspflicht 

Keine generelle Informationspflichten des Arbeitgebers zu Entgeltumwandlung
 Ausscheidender Arbeitnehmer klagte wegen fehlender Information auf Schadenersatz

 LAG Hessen wies die Forderung ab:

 §1a BetrAVG sieht keine Verpflichtung des AG vor,  sondern Holschuld des AN

 Keine generelle Pflicht des AG, ohne konkreten Anlass auf Rechtsnormen hinzuweisen

 Wenn der AN ernsthaftes Interesse an Entgeltumwandlung gehabt hätte, hätte er nachfragen können

 Keine komplexe und schwer zu beschaffende Information

 BAG bestätigte Entscheidung des LAG Hessen

BAG, Urteil vom 21.1.2014, 3 AZR 807/11
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Exkurs: Informationspflicht 

Generelle Informationspflichten aber mit Erteilung einer Zusage
 Der Arbeitgeber hat über alle Fakten, auf die er Einfluss hat, zu Informieren. Dies sind vor allem Informationen über

 den oder die im Unternehmen bislang gewählten Durchführungsweg(e), 

 die Identität des konkreten Versorgungsträgers, 

 die Zusageart,

 die angebotenen Leistungsarten,

 die Versorgungs- oder Versicherungsbedingungen des externen Versorgungsträgers und damit auch über die Versorgungs-/ 
Versicherungstarife.

 Im Wesentlichen wären diese Informationen bereits über eine ordentliche Versorgungsordnung abgebildet, aus 
Gründen der Rechtssicherheit sollte dies aber separat dokumentiert werden.

BAG, Urteil vom 21.1.2014, 3 AZR 807/11
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Exkurs: Informationspflicht 

Informationspflichten bestehen zudem bei konkreten Anlässen, die sich auf die bAV auswirken
 Elternzeit (Möglichkeiten der Fortführung mit Eigenbeiträgen)

 Altersteilzeit (Auswirkungen auf Zuschüsse)

 Vorruhestand (Kürzung bei vorzeitiger Inanspruchnahme)

 Renteneintritt (Versteuerung und Verbeitragung der Leistungen)

 Längere Krankheit (Möglichkeiten der Fortführung mit Eigenbeiträgen)

 Ausscheiden (Empfangsbedürftige Willenserklärung bei Mitgabe; ggf. Verlust von Sonderkonditionen)

 Beitragsfreistellung (Mindestrenten/Mindestleistungen/Wegfall biometrischer Absicherungen)

 Portabilität (Übernahme/Mitgabe)

 Etc.

Außerdem
 zu Kosten des Produktes

 zu Auswirkungen der Entgeltumwandlung auf die Leistungen der Sozialversicherung
(Minderung der Ansprüche bei Rente, Arbeitslosigkeit und Krankheit)

Tatsächliche Informationspflichten 
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„Sozialpartnerrente“

 Unter Berücksichtigung der jeweiligen Tarifverträge ist ein gesondertes Sicherungsvermögen (bei Pensionsfonds) bzw. 
ein gesonderter Anlagestock (bei Pensionskassen und Direktversicherungen) einzurichten

 In den Tarifverträgen soll ein zusätzlicher Beitrag des Arbeitgebers zur Absicherung der Leistungen festgelegt werden, 
der nicht unmittelbar den einzelnen Arbeitnehmern direkt gutgeschrieben oder zugerechnet wird

 Diese Sicherungsbeiträge des Arbeitgebers sind nach § 63a EStG steuerfrei (und auch sozialabgabenfrei), soweit sie nicht 
unmittelbar dem einzelnen Arbeitnehmer gutgeschrieben oder zugerechnet werden

Sicherungsbeitrag § 23 Abs. 1 BetrAVG
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„Sozialpartnerrente“

 Nicht-tarifgebundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer sollen die neuen Modelle (Beitragszusagen) grundsätzlich per 
vertraglicher Bezugnahme der einschlägigen tariflichen Regelung nutzen können

 Nicht-tarifgebundene Arbeitgeber können auch ein einschlägiges tarifvertragliches Optionssystem anwenden oder auf 
Grund eines einschlägigen Tarifvertrages durch Betriebs- oder Dienstvereinbarung die Einführung eines Optionssystems 
regeln

 Die Sozialpartner sollen Beschäftigten nicht-tarifgebundener Arbeitgeber den Zugang zu den neuen 
Versorgungseinrichtungen nicht verwehren;

 Gegenüber diesen Beschäftigten dürften keine sachlich unbegründeten Sonderkonditionen verabredet werden. 

 Eine Nichtberücksichtigung der Soll-Vorschriften hat allerdings keine Auswirkungen auf die Wirksamkeit des Tarifvertrags 
und keine Haftungsfolgen für die tarifschließenden Parteien. Insofern stellt sich die Frage, inwieweit die 
Tarifvertragsparteien zukünftig finanzielle Hürden („Mitgliedsbeitrag“) für den Zugang nicht-tarifgebundener 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer mit sachlichem Grund aufbauen werden.

 Die Übernahme entsprechender tarifvertraglicher Regelungen durch Betriebsvereinbarung oder Dienstvertrag erfolgt 
vollständig und dauerhaft. Spätere Änderungen des Tarifvertrages sind für den Bestand nachzuvollziehen!

Nicht-tarifgebundene Arbeitgeber § 24 BetrAVG
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„Sozialpartnerrente“

 Bestehende Betriebsrentensysteme sollen von den Tarifparteien im Rahmen der neuen Betriebsrente angemessen 
berücksichtigt werden.

 Im Gesetz steht zwar keine Verpflichtung dazu, jedoch wäre alles andere kontraproduktiv

 Biometrische Risiken (Hinterbliebenenrente, Berufsunfähigkeitsrente) lassen sich ausschließlich über „alte“ bAV 
abwickeln, da Beitragszusagen keine Garantien und somit keine Biometrie beinhalten dürfen

 Selbst eine äußerst sinnvolle Beitragsbefreiung im Falle der Berufsunfähigkeit als Zusatzversicherung im Rahmen der 
Entgeltumwandlung geht nur bei Leistungszusagen, beitragsorientierten Leistungszusagen und Beitragszusagen mit 
Mindestleistung 

 Fazit: die alte Welt wird weiterhin benötigt

Bestehende Systeme der betrieblichen Altersversorgung
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Verpflichtender Zuschuss zur Entgeltumwandlung

 Der Arbeitgeber muss 15 Prozent des umgewandelten Entgelts zusätzlich als Arbeitgeberzuschuss zahlen, soweit er 
durch die Entgeltumwandlung Sozialversicherungsbeiträge einspart

 Dies gilt für die Durchführungswege Direktversicherung, Pensionskasse, Pensionsfonds

 Direktzusagen und Unterstützungskassenzusagen sind von dieser Regelung nicht betroffen

 Der Arbeitgeber muss die Zuschüsse an den externen Versorgungsträger weiterleiten

 Für die auf diesen Zusatzbeiträgen des Arbeitgebers beruhenden bAV-Anwartschaften gilt eine sofortige Unverfallbarkeit 
(§ 1b BetrAVG n. F.)

 Die Verpflichtung des Arbeitgebers besteht bei reinen Beitragszusagen ab 01.01.2018

 Für neue abgeschlossene Entgeltumwandlungsvereinbarungen gilt die Neuregelung ab dem 1. Januar 2019
(§ 26a BetrAVG n. F.)

 Für  bereits in der Vergangenheit abgeschlossene Entgeltumwandlungsvereinbarungen gilt die Zuschusspflicht ab dem 
1. Januar 2022 (§ 26a BetrAVG n. F.)

 Die Regelung ist tarifdispositiv (§ 19 Abs. 1 BetrAVG n. F.)

15 Prozent pauschaler Zuschuss (§ 1a Abs. 1a BetrAVG)
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Verpflichtender Zuschuss zur Entgeltumwandlung

 Zuzahlung zu DV/PK nach § 40b EStG a.F. → steuerschädlich bei Kapitallebensversicherungen !

 DV/PK nach § 3 Nr. 63 EStG bei hohen Garantiezinsen     → Erhöhung des Vertrages durch Versicherer fragwürdig

 DV/PK/PF nach § 3 Nr. 63 EStG bei kurzen Laufzeiten → Mindestrenten erreichbar?

 DV/PK/PF nach § 3 Nr. 63 EStG bei Einschluss biometrischer Risiken →  erneute Gesundheitsprüfung?

 Versicherungsgesellschaft nimmt kein Neugeschäft mehr an Risiken → Einzahlung wohin?

 Bestehende Versicherung beinhaltet BiSex-Kalkulation → Ungleichbehandlung ?

Weiterleitung der Zuschüsse an den Versorgungsträger
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Verpflichtender Zuschuss zur Entgeltumwandlung

 Zuschuss durch steigende BBG bei gleichbleibendem Gehalt

 Wegfall bei Gehaltserhöhung

 „Einkaufen“ des Zuschusses durch erhöhte Entgeltumwandlung

 BBG in der Berufsgenossenschaft

Weitere Fragestellungen in der Praxis
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Verpflichtender Zuschuss zur Entgeltumwandlung

 Bereits in der Vergangenheit zugesagte Zuschüsse zur Entgeltumwandlung sind nicht generell anrechenbar

 Es kommt dabei auf die Voraussetzungen und Fristen an, unter denen sie gewährt werden

 Bestehende Versorgungsordnungen sollten geprüft und entsprechend angepasst werden

 Wichtig ist die richtige Gestaltung der Regelungen in der Versorgungsordnung

 Achtung: Kündigung einer Versorgungsordnung berührt nicht den Bestand an Zusagen

Bereits zugesagte Zuschüsse anrechenbar
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EStG

Lediglich leichte Ergänzungen

Steuerliche Flankierung 
des BetrAVG
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Erhöhung des steuerfreien Dotierungsrahmens

 Der steuerfreie Dotierungsrahmen wird ab 01.01.2018 von 4 % auf 8 % der Beitragsbemessungsgrenze (GRV West) 
erhöht

 Der bisherige Zusatzbetrag von 1.800 € (§ 3 Nr. 63 Satz 3 EStG) entfällt

 Der Höchstbeitrag verringert sich um die Zuwendungen, auf die die Lohnsteuerpauschalierung gemäß § 40b EStG in der 
am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung angewendet wird

 Sozialabgabenfrei bleiben allerdings weiterhin nur Dotierungen bis zu 4 Prozent der Beitragsbemessungsgrenze.

§ 3 Nr. 63 EStG
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Erhöhung des steuerfreien Dotierungsrahmens

 Bisher konnten während des ruhenden Arbeitsverhältnisses Entgeltumwandlungen nur über (aus dem netto 
stammende) Eigenbeiträge fortgeführt werden

 Künftig können Nachdotierungen steuerfrei für die Kalenderjahre erfolgen, in denen das Dienstverhältnis geruht hat, z.B. 
bei Elternzeit, längerer Krankheit, häuslicher Pflege eines Familienangehörigen

 8 % BBG im Zeitpunkt der Nachdotierung

 max. 10 Kalenderjahre

 Nur ganze Kalenderjahre, in denen kein steuerpflichtiger Arbeitslohn bezogen wurde (Beispiel: Elternzeit vom 24.12.2018 –
23.12.2021 ≈ 2 Kalenderjahre!)

 Nur Jahre im ersten Dienstverhältnis nachdotierbar 

 Nachzahlung kann nur im ersten Dienstverhältnis erfolgen

§ 3 Nr. 63 EStG Nachzahlungen für „Fehljahre“
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Förderrente für Geringverdiener

 BAV-Förderbetrag möglich für alle Arbeitnehmer mit einem Arbeitslohn von höchstens 2.200 € monatlich (26.400 € p.a.)

 Voraussetzung für eine steuerliche Förderung, dass der Arbeitgeber zusätzlich zum geschuldeten Arbeitslohn im 
Kalenderjahr mindestens 240 € p.a. an eine Direktversicherung, einen Pensionsfonds oder eine Pensionskasse zahlt

 30 % dieses zusätzlichen Aufwandes sind für den Arbeitgeber im Rahmen des Lohnsteuerabzugsverfahrens 
erstattungsfähig, wobei der Maximalbetrag 30 % von 480 Euro (= 144 Euro) je Arbeitnehmer beträgt. 

 Es erfolgt keine Anrechnung auf den steuerfreien Dotierungsrahmen des § 3 Nr. 63 EStG

 Förderung nur, wenn die zugesagte Alters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebenenleistung in Form einer Rente oder eines 
Auszahlplans (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 AltZertG) erbracht wird (keine Kapitalisierungsoption)

 Nur bei ungezillmerten Tarifen

 Achtung: Bei Überschreiten der Entgeltgrenze oder der Maximalförderung fallen Beiträge nicht mehr unter § 100 EStG, 
sondern mutieren zu Zahlungen nach § 3 Nr. 63 EStG

Steuerliche Unterstützung nach § 100 EStG
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Stärkung Riester-Rente

 Die Grundzulage wird von derzeit 154 Euro auf 175 Euro angehoben. Die Anhebung gilt für Beitragsjahre ab 2018

 Die Kinderzulage knüpft künftig nicht mehr an die Auszahlung des Kindergeldes an den Zulageberechtigten an, sondern 
an die förmliche Festsetzung des Kindergeldes gegenüber dem Zulageberechtigten.

 Die Kinderzulage wird nicht angehoben. Entsprechend ist die Höhe der Kinderzulage weiterhin vom Geburtsjahr des Kin-
des abhängig (vor 2008 geboren = 185 Euro, nach 2007 geboren = 300 Euro).

 Der Sonderausgabenabzugsrahmen (§ 10a EStG) bleibt ebenfalls unverändert

 Zu Unrecht gutgeschriebene oder ausgezahlte Zulagen können in bestimmten Fällen direkt vom Zulageberechtigten 
zurückgefordert werden

Erhöhung der Grundförderung
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SGB

Deutliche Verbesserung für Geringverdiener

Ein wichtiger Schritt in die 
richtige Richtung
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Anrechnung auf Grundsicherung

 Bisher werden, wenn Arbeitnehmer im Alter oder in Folge der Erwerbsminderung staatliche Leistungen zur 
Grundsicherung benötigen, alle Formen der Vorsorge darauf angerechnet

 Ab 2018 ist ein Betrag von 100 Euro monatlich aus einer zusätzlichen Altersvorsorge zuzüglich 30 % des diesen Betrag 
übersteigenden Einkommens aus einer zusätzlichen Altersvorsorge abzusetzen, höchstens jedoch 50 % der 
Regelbedarfsstufe 1 (s. § 82 SGB XII n. F.; 2017 wären dies 204,50 Euro)

 Als zusätzliche Altersvorsorge gelten dabei monatlich zu zahlende 

 private Riesterrenten unabhängig von einer etwaigen staatlichen Förderung

 Basisrenten

 Renten aus bAV 

 Rentenbeträge, die aus Zeiten einer freiwilligen Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung stammen 

Sparen lohnt sich auch für Geringverdiener



11.07.201728 MK

Stärkung Riester-Rente

 Bisher wurde die Riester-Rente in der bAV sowohl in der Ansparphase (Beiträge Einkommen nach Steuer und 
Sozialversicherung) als auch in der Leistungsphase (alle bAV-Renten unterliegen der KVdR und PVdR) verbeitragt 

 Ab 2018 entfällt der bAV mit Riester-Förderung in der Rentenbezugsphase die Belastung mit Beiträgen zur gesetzlichen 
Kranken- und Pflegeversicherung

 Dadurch gewinnt Riester über den Arbeitgeber gerade für freiwillig Krankenversicherte an Bedeutung

Ende der Doppelverbeitragung § 229 SGB V
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VVG

Ist das wirklich so gewollt?

Versicherungen auf das Leben Dritter
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Versicherungen auf das Leben Dritter

 sämtlichen Lebensversicherungen im Bereich der bAV können ohne schriftlichen Einwilligung des Arbeitnehmers als 
versicherter Person abgeschlossen werden

 Dies gilt unabhängig nun davon, ob es sich um Kollektivlebensversicherungen handelt

 Es können also auch einzelne Rückdeckungsversicherungen zu Pensionszusagen als Kapitallebensversicherungen mit 
dem Bezugsrecht zugunsten der Firma abgeschlossen werden!

Änderung des § 150 Abs. 2 Satz 1 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) 
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Fazit

Noch immer erheblicher Handlungsbedarf 

Schwachpunkte bleiben
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Betriebsrentenstärkungsgesetz

 die Möglichkeiten für die Sozialpartner, über Tarifverträge betriebliche Versorgungssysteme zu gestalten, sollen 
erweitert werden 

 betriebliche Versorgungssysteme sollen einfacher, effizienter und kostensicherer werden

 Bedürfnisse der Unternehmen und Beschäftigten sollen gezielter erfüllt werden 

 daneben soll die Förderung sie Systeme auch für Geringverdiener attraktiv machen

→ Erhöhung des Verbreitungsgrades der Vorsorgesysteme

Ziel der Bundesregierung
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Betriebsrentenstärkungsgesetz

Was Arbeitnehmer wollen
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Tarifvorbehalt (§ 17 Abs. 5 BetrAVG)

Tarifvorrang bei Entgeltumwandlung
 Tariflohn darf nur dann umgewandelt werden, sofern der Tarifvertrag dies zulässt oder vorsieht.

 Rahmenbedingungen können durch Tarifvertrag festgelegt werden. 

Über 1 Million Arbeitnehmer von Entgeltumwandlung ausgeschlossen

Umwandlung von Tariflohn ist unzulässig, wenn im Tarifvertrag keine 
Öffnungsklausel vereinbart wurde

Umwandlung ist zulässig, wenn
 bei Tariflohn der Tarifvertrag Umwandlung zulässt

 übertariflicher Lohn

 außertariflicher Lohn



11.07.201735 MK

Doppelverbeitragung der bAV

 Kein Ersparnis bei KV und PV in der Aktivenphase

 Voller Beitragssatz in der Leistungsphase

 Für Pflichtversicherte gilt: Ersparnis mit hälftigem Beitragssatz , Rentenleistungen aber mit vollem Beitragssatz belastet

Freiwillig Versicherte im Nachteil
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Versorgungsordnung / Betriebsvereinbarung

Klarheit schaffen

Gestaltungsspielräume nutzen
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Versorgungsordnung / Betriebsvereinbarung

 Das BetrAVG gibt nur den Rahmen vor

 Eine Versorgungsordnung kann den Gestaltungsspielraum ausfüllen und

 Zuschüsse begrenzen

 Durchführungswege bestimmen

 Zusagearten vorgeben

 Portabilität regeln

 Informationspflichten (weitestgehend) abdecken

 etc.

 ….. und somit Haftung des Arbeitgebers deutlich reduzieren

Klarheit schaffen
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Was sollte Betriebsvereinbarung / Versorgungsordnung beinhalten ?

 Geltungsbereich

 Anspruch auf Entgeltumwandlung

 Zusagearten

 Durchführungsweg

 Leistungsart (z.B. Berufsunfähigkeitsabsicherung)

 Freiwillige Arbeitgeberleistung

 Anrechnung auf gesetzliche / tarifliche Arbeitgeberleistungen

 Regelungen bei ruhendem Arbeitsverhältnis

 Regelung bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses

 Regelung für neu eintretende Mitarbeiter

 Portabilität

 Mitwirkungspflichten der Arbeitnehmer

 Durchführung

 Vertragspartner

Wesentliche Punkte
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Abdeckung aller Informationspflichten

Protokolle für die laufende Dokumentation bei konkreten Anlässen

 Einrichtung

 Elternzeit 

 Altersteilzeit

 Vorruhestand

 Renteneintritt

 Längere Krankheit

 Ausscheiden

 Willenserklärung bei Mitgabe

 Beitragsfreistellung

 Portabilität
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Arbeitgeber brauchen Hilfe 

Der Makler als Dienstleister

Handlungsbedarf abklären
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Arbeitgeber brauchen Hilfe

Notwendigkeiten für ein gutes Vorsorgesystem

INFORMATION &
BERATUNG AN

DOKUMENTATION AUFBEWAHRUNG

REGELNINFORMATION &
BERATUNG AG
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Bei Fragen kommen Sie auf uns zu

Die Inhalte dieser Präsentation sind das geistige Eigentum der Kanzlei Michaelis Rechtsanwälte. Jede weitere Verwendung sowie die Weitergabe an Dritte im 
Original, als Kopie, in Auszügen, elektronischer Form oder durch eine inhaltsähnliche Darstellung bedarf der Zustimmung der Kanzlei Michaelis Rechtsanwälte.


